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Schweiz

Christian Brönnimann und Thomas 
Knellwolf

Dass auch noch die Schweizer Justiz auf 
ihn aufmerksam würde, damit hätte Ar-
ménio Venceslau Brandão Ramos wohl 
nicht gerechnet. Nachdem alles geregelt 
schien. Doch seit drei Jahren ermittelt 
die Bundesanwaltschaft gegen den por-
tugiesisch-angolanischen Geschäfts-
mann, der gemäss Firmenwebsite ein in-
ternationales Firmenimperium mit 
«1150 Mitarbeitern allein in Angola» 
führt. Zuerst nur wegen Verdachts auf 
Geldwäscherei, dann kam auch der 
Strafbestand der Bestechung ausländi-
scher Beamter dazu. An einem grauen 
Novembertag 2013 durchsuchte die Poli-
zei ein Treuhandbüro in Baar ZG und 
eine Privatwohnung in Zürich, um Be-
weismaterial sicherzustellen.

Die Geschichte beginnt vor mehr als 
zehn Jahren. 2001 fädelte Brandão Ra-
mos den Verkauf von sechs Flugzeugen 
der peruanischen Luftwaffe nach An-
gola ein. Der Deal warf in Peru hohe Wel-
len. Denn die leichten Kampfflugzeuge 
des Typs Embraer Tucano wurden nicht 
direkt von Regierung zu Regierung ver-
kauft, obwohl sie von Staatsbesitz in 
Staatsbesitz gingen. Sondern via Bran-
dão Ramos‘ Firma Trade Air Corp, domi-
ziliert auf den Britischen Jungferninseln, 
einem beliebten Offshore-Standort. Ge-
mäss peruanischen Medienberichten 
bezahlte der Geschäftsmann für die 
sechs Maschinen umgerechnet lediglich 
4,8 Millionen Dollar. So geriet Brandão 
Ramos in Verdacht, mit Militärs gemein-
same Sache gemacht und Peru um einen 
Teil des eigentlichen Wertes der Flug-
zeuge betrogen zu haben.

Verdächtige Zahlungsströme
Der peruanische Staatsanwalt machte 
Brandão Ramos und mehreren Offizie-
ren den Prozess und beantragte zehn 
Jahre Haft. In einem umstrittenen Urteil 
sprachen die Richter 2005 aber alle An-
geklagten frei. Die peruanische Zeitung 
«La Repũblica» schrieb von einer «wei-
teren Niederlage in der Bekämpfung der 
Korruption». Doch ein Freispruch ist ein 
Freispruch.

Allerdings gibt es nicht nur in Latein-
amerika, sondern auch in Angola Un-
stimmigkeiten, wie nun TA-Recherchen 
zeigen. Hier kommt die Bundesanwalt-
schaft ins Spiel. Nach einem Hinweis der 
Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) 
eröffnete sie im Dezember 2011 ihr Straf-
verfahren und fand verdächtige Zahlun-
gen von und nach Angola, abgewickelt 
über UBS-Konten, die Brandão Ramos 
besitzt oder kontrolliert. Die Transaktio-
nen sind in einem Entscheid des Bun-
desstrafgerichts vom vergangenen Au-
gust beschrieben. Im Urteil an sich geht 
es um verfahrensrechtliche Fragen.

Gemäss dem Gerichtsdokument gab 
es drei Zahlungsströme: Erstens wurde 

zwischen 2001 und 2007 Geld vom 
Konto einer Firma namens Air-Mec Air-
craft Mechanics and Maintenance Ltd., 
eingetragen im Handelsregister von Pa-
nama, an hochrangige angolanische Be-
amte überwiesen. Zweitens floss im sel-
ben Zeitraum, bis Juli 2007, Geld aus An-
gola zurück auf das erwähnte Konto. 
Drittens gab es von 2004 bis August 
2007 Überweisungen vom erwähnten 
Konto auf ein Konto der Air-Mec AG. 
Letztere befindet sich in der Schweiz. 
Firmenanschrift ist das Treuhandbüro 
PRV Provides in Baar.

Inzwischen hat die Bundesanwalt-
schaft gut eine Million Franken be-
schlagnahmt. Der Verdacht: Dabei han-
delt es sich um Schmiergelder oder un-
rechtmässige Profite, die über die 

Schweiz hätten reingewaschen werden 
sollen.

Briefkastenfirma oder nicht?
Unter der Air-Mec sind im Schweizer 
Handelsregister zwei Namen eingetra-
gen. Geschäftsführer ist ein Spanier, den 
der TA nicht kontaktieren konnte. Sein 
Zürcher Appartement hat die Polizei vor 
rund einem Jahr durchsucht. Einziger 
Verwaltungsrat ist PRV-Treuhänder An-
dreas Schaufelberger. In einem Telefon-
gespräch stritt er ab, dass die Air-Mec 
eine blosse Briefkastenfirma sei. Und er 
bot an, bei einem Treffen die Sachlage 
zu erläutern. Tags darauf meldete sich 
der Anwalt der Air-Mec in dieser Angele-
genheit, Andrea Taormina, und zog das 
Angebot zurück.

Es ist nicht das erste Mal, dass Schau-
felberger in heikle Angelegenheiten ge-
rät. Er war Revisor der Stiftung einer 
verstorbenen wohlhabenden Frau, die 
der ehemalige Zuger Stadtrat Ivo Romer 
geplündert haben soll. Romer steht im 
Verdacht, insgesamt fast sieben Millio-
nen Franken der Frau veruntreut zu ha-
ben, davon zwei Millionen aus der Stif-
tung. 

Das Verfahren ist noch nicht abge-
schlossen. Gleich wie Ivo Romer ist auch 
Schaufelberger Mitglied der Zuger FDP. 
Und er ist bestens vernetzt: Bis 2013 war 
er Präsident der Zuger Treuhänderver-

einigung, bis 2011 Finanzchef der Zuger 
Freisinnigen.

Der Kanton Zug ist Heimat vieler 
Briefkastenfirmen. Auch Anwalt Taor-
mina bestreitet aber, dass die Air-Mec 
eine solche sei. Die Firma sei operativ 
und warte in der Schweiz Teile von Heli-
koptern. Der Umsatz betrage rund eine 
Million Franken pro Jahr. Konkretere 
Angaben, etwa darüber, mit welchen 
Partnern die Air-Mec zusammenarbei-
tet, macht der Anwalt nicht. Und zwei 
angefragten guten Kennern der Schwei-
zer Aviatikszene ist die Firma gänzlich 
unbekannt. Die oben erwähnten Zah-
lungen von Panama in die Schweiz seien 
für den operativen Betrieb des Geschäfts 
verwendet worden, erklärt Taormina 
weiter. Er betont, weder die Air-Mec 
noch deren Verwaltungsrat und Ge-
schäftsführung seien Teil des Strafver-
fahrens, das gegen den portugiesisch-
angolanischen Geschäftsmann geführt 
wird. «Meine Klienten haben mit den 
Vorwürfen nichts zu tun», so Taormina.

Eine Firma namens Air-Mec Me-
chanics and Maintenance gibt es auch in 
Angola. Dem TA liegen Auszüge zu ihr 
aus dem Amtsblatt vor. Die Besitzstruk-
turen bergen einige Überraschungen: 
Hauptaktionäre der angolanischen Air-
Mec sind der Beschuldigte der Bundes-
anwaltschaft, Brandão Ramos, und ein 
gewisser Fernando Araújo. Er wird als 
«Major» bezeichnet. Es ist eher unge-
wöhnlich, dass ein hoher Berufsmilitär 
an einem Unternehmen beteiligt ist, das 
Waffengeschäfte vermittelt oder viel-
leicht auch am Unterhalt von Flug
zeugen der Luftwaffe seines Landes ver-
dient. In den angolanischen Amtsblatt-
Einträgen taucht auch ein naher Ver-
wandter Araújos auf, der Verfassungs-
richter ist, sowie ein ehemaliger Militär-
attaché Angolas.

Spuren im Amtsblatt Angolas
Die privatwirtschaftlich-militärische Ge-
schäftsbeziehung zu Fernando scheint 
aber noch weiter zu gehen. Gemäss bra-
silianischen Medienberichten sind Ge-
schäftsmann Brandão Ramos und der 
«angolanische General» Araújo Besitzer 
eines universitären Instituts im brasilia-
nischen Bundesstaat Bahia. Das auslän-
dische Investment wurde auch schon in 
einer Eingabe im Bundesparlament in 
Brasilia kritisiert.

In Brasilien beheimatet ist die Firma 
Embraer. Der – je nach Zählweise – dritt- 
oder viertgrösste Flugzeughersteller der 
Welt ist vom Verfahren der schweizeri-
schen Bundesanwaltschaft nicht betrof-
fen. Embraer steht aber in den USA in 
Verdacht, in Korruptionsfälle in Argen-
tinien und der Dominikanischen Repu-
blik verwickelt zu sein. Internationale 
Medien berichteten im November 2011 
erstmals über die mutmasslichen 
Schmiergeldzahlungen bei Verkäufen 
von Tucano-Maschinen. Im Monat dar-
auf erstattete die UBS jene 
Geldwäschereimeldung, die zum 
Schweizer Verfahren führte. 

Für die Bundesanwaltschaft begann 
damit ein Wettlauf gegen die Zeit. Da die 
Sachverhalte, die sie untersucht, einige 
Jahre zurückliegen, droht Verjährung. 
Verfahrensverzögerungen machen ihr 
nun zu schaffen. Nach der Hausdurch
suchung bei Air-Mec-Vertretern dauerte 
es neun Monate, bis das Bundesstraf
gericht die komplette Auswertung der 
beschlagnahmten Unterlagen ermög-
lichte. Zudem ist die Bundesanwalt-
schaft auf die Zusammenarbeit mit den 
Behörden in Angola und Peru ange
wiesen.

Für alle erwähnten Personen gilt die 
Unschuldsvermutung. Brandão Ramos  
ist bislang von der Bundesanwaltschaft 
nicht befragt worden. Sein Schweizer 
Anwalt wollte zu den Vorwürfen,  
die ihm nicht konkret bekannt seien,  
nicht Stellung nehmen.

Schweiz ermittelt wegen Flugzeugdeal
Die Bundesanwaltschaft in Bern geht gegen einen portugiesisch-angolanischen Grossunternehmer wegen Bestechung  
und Geldwäscherei vor. Geld floss über UBS-Konten und eine Firma bei einem Zuger Treuhänder. 

Sechs leichte Kampfflugzeuge des Typs Embraer Tucano (Bild) wurden von Peru nach Angola verkauft. Foto: Rob Schleiffert/flickr

Für diesen Artikel hat der TA mit Rafael 
Marques de Morais zusammengearbeitet.  
Der angolanische Journalist und Menschen-
rechtsaktivist berichtet auf seiner Website 
www.makaangola.org über Korruption in 
Angolas Verwaltung und Regierung sowie 
über die Diamantindustrie. Wegen seiner 
Recherchen und Publikationen ist Marques 
de Morais auch schon verhaftet, angeklagt, 
aber auch preisgekrönt worden. (tok/bro)

Kooperation 
Spezialist aus Angola

Schweizer Haushalte haben 
gestern einen Brief 
zur Jodtablettenverteilung 
erhalten. Der wahre 
Absender war Greenpeace.

Philipp Loser

Das vermeintliche Schreiben der Behör-
den, das in eine Million Haushalte ver-
schickt wurde, richtet sich an jene Ein-
wohner der Schweiz, die im Umkreis 
von 50 Kilometern eines AKW wohnen 
und in den letzten Wochen Jodtabletten 
erhalten haben. «Dachte schon, es gibt 
gar keine Infos mehr zu den Jodtablet-
ten. Heute im Briefkasten – endlich ein 
paar ehrliche Zeilen», twitterte die 
grüne Nationalrätin Aline Trede (BE). 
SP-Nationalrat Cédric Wermuth, der in 
Baden wohnt, hat den Brief ebenfalls er-
halten. Er schrieb: «Ähm, hat euch der 
Bund auch gerade informiert, dass die 
Verteilung von Jodtabletten eigentlich 
nutzlos ist?» Auch in Basel wurde der 
Brief laut «Tageswoche» verteilt.

Tatsächlich liest sich der Brief eini-
germassen erschreckend. Jodtabletten 
seien am wirksamsten, wenn sie kurz 
vor dem Durchgang einer radioaktiven 
Welle eingenommen werden. «Wir kön-
nen aber nicht garantieren, dass die Auf-
forderung, die Tabletten einzunehmen, 
rechtzeitig erfolgt.» Genauso wenig wie 
man ein Evakuierungskonzept habe 
oder wisse, wie mit radioaktiv verseuch-
tem Wasser umgegangen werden soll.

Rechtliche Schritte?
Der behördliche Brief schliesst mit der 
Feststellung – und spätestens hier wird 
die Fälschung deutlich –, dass die Still
legung der Schweizer Kernkraftwerke 
einen wirksameren Schutz gegen nu-
kleare Risiken biete als Jodtabletten: 
«Bisher hat es das Schweizer Parlament 
jedoch abgelehnt, die Betriebsdauer der 
Kernkraftwerke zu begrenzen.» Mit 
freundlichen Grüssen: Ihre Geschäfts-
stelle Kaliumjodidversorgung.

Auf der echten Geschäftsstelle distan-
ziert man sich in aller Form vom falschen 
Schreiben. Der Flyer operiere miss-
bräuchlich mit dem Namen und dem 

Erscheinungsbild der Geschäftsstelle, 
heisst es in einer Erklärung. Ob man 
rechtliche Schritte gegen den Verursa-
cher ergreifen wird, ist offen. Man wolle 
dem Brief auch nicht zu starke Aufmerk-
samkeit schenken.

Hinter der Aktion steckt die Umwelt-
organisation Greenpeace. In der offiziel-
len Kommunikation zur Verteilung der 
Jodtabletten würden Informationen 
über die Risiken unterschlagen, heisst es 
in einer Medienmitteilung: «Greenpeace 
Schweiz hat die behördliche Schein
information nun mit einem Brief an eine 
Million Schweizer Haushalte richtig
gestellt.» Greenpeace geht davon aus, 
mit der Aktion zwischen drei bis vier 
Millionen Menschen erreicht zu haben, 
die im Umfeld eines AKW wohnen. «Das 
ist etwa die Hälfte all jener, die vom 
Bund auch tatsächlich Jodtabletten er-
halten haben», sagt Greenpeace-Kampa-
gnen-Leiter Christian Engeli.

Eine Aktion solchen Ausmasses hat es 
in der jüngeren Vergangenheit noch nie 
gegeben. Entsprechend waren die Reak-
tionen: Auf der Hotline der echten Jod-
tabletten-Geschäftsstelle meldeten sich 

viele beunruhigte Menschen, und sämt-
liche Newsportale berichteten über den 
gefälschten Brief. «Ich kann mir gut vor-
stellen, dass die Menschen in der 
Schweiz beunruhigt sind», sagt Engeli, 
«aber das hat nichts mit unserem Brief 
zu tun.» Schuld seien die Behörden, die 
in ihren offiziellen Briefen die Sache 
nicht beim Namen nennten und Falsch-
informationen verbreiteten. So sei es 
nachweislich falsch, dass man mit einer 
Jodtablette gegen sämtliche Risiken bei 
einem nuklearen Unfall geschützt sei.

Fünf Millionen mit Tabletten
Zu den Kosten der Aktion will Engeli 
nichts sagen. Der Zeitpunkt sei aber der 
richtige. Die Energiewende und damit 
die Zukunft der AKW steht im Zentrum 
der kommenden Wintersession. Gleich-
zeitig werden bis Ende November die 
Jodtabletten an alle Einwohner ver-
schickt, die im Umkreis von 50 Kilome-
tern eines Atomkraftwerkes wohnen. 
Die Tabletten sollen erst im Ereignisfall 
und nur auf Anordnung der Behörden 
eingenommen werden.
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Eine Million gefälschter Briefe von Greenpeace

Im November 2013 
durchsuchte die Polizei 
ein Treuhandbüro  
in Baar ZG sowie  
eine Wohnung in Zürich. 

Die erste Sitzung der vom Bundesrat ein-
gesetzten Arbeitsgruppe zu den Fahren-
den hat gestern mit einem Eklat geen-
det: «Ein Grossteil der Vertreter der Fah-
renden-Organisationen hat die Sitzung 
vorzeitig verlassen», sagte der Leiter der 
Sektion Kultur und Gesellschaft im Bun-
desamt für Kultur (BAK), David Vitali, 
der SDA. Der Bundesrat hatte die Ar-
beitsgruppe im letzten Sommer auf-
grund zweier Motionen aus dem Parla-
ment beschlossen. Sie soll Massnahmen 
entwickeln, um die im Europäischen 
Rahmenübereinkommen zum Schutz 
nationaler Minderheiten formulierten 
Verpflichtungen gegenüber Jenischen, 
Sinti und Roma umzusetzen. Im Vorder-
grund steht das Problem der fehlenden 
Stand- und Durchgangsplätze. Das BAK 
will bis Ende 2015 einen Aktionsplan 
ausarbeiten. Die Fahrenden-Vertreter 
hätten die Sitzung unter Protest verlas-
sen, weil sie ein rascheres Vorgehen ver-
langten, so Vitali. Die Fahrenden-Orga-
nisationen wollen nun eigene Aktions-
pläne entwickeln, wie sie in einer Mittei-
lung von gestern schreiben. (SDA)

Eklat bei Treffen  
mit den Fahrenden


